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Am 18. August 1944 wurde der 
KPD-Vorsitzende Ernst Thälmann 
auf Befehl Hitlers im Konzentrati-
onslager Buchenwald ermordet. Auf 
zwei Kundgebungen am Berliner 
Thälmann-Denkmal und am Ort 
der letzten Rede des Politikers vor 
seiner Verhaftung 1933, im branden-
burgischen Ziegenhals, erinnerten 
daran am Samstag und am Sonntag 
jeweils mehr als 150 Teilnehmer. 
In Ziegenhals sprach u. a. Rolf Ber-
thold, von 1982 bis 1990 DDR-Bot-
schafter in der VR China. Ein Auszug:

Wenn wir den Lebenslauf des Ge-
nossen Ernst Thälmann verfolgen, 
finden wir viele Aktionen der Solida-
rität mit dem Kampf des chinesischen 
Volkes. Er hat auf zahlreichen Kund-
gebungen und in vielen Artikeln der 
kommunistischen Presse in den 20er 
und frühen 30er Jahren zur Solidari-
tät mit dem Kampf des chinesischen 
Volkes aufgerufen und über diesen 
Kampf berichtet. (…)

Ich will einige Bemerkungen zu 
China machen, da darüber in hiesi-
gen Medien ja so gut wie nichts zu 
lesen ist, auf alle Fälle wenig Ver-
nünftiges. Im Herbst dieses Jahres 
findet der 19. Parteitag der KP Chinas 

statt. Der Generalsekretär des ZK der 
KPCh, Xi Jinping, hat im Vorfeld be-
tont, die Entwicklung in China steht 
vor einem neuen historischen Start-
punkt, der Sozialismus chinesischer 
Prägung hat ein neues Entwicklungs-
stadium erreicht. (…) Es gibt keine 
Partei, die in einem kapitalistischen 
Land die Regierung stellt, die die 
Verbesserung des Lebens des Volkes 
zum grundlegenden Ziel ihrer Politik 
erklärt hätte. Das hat aber die KP 
Chinas getan. (…)

Kürzlich fand in Hamburg der 
G-20-Gipfel statt. Die Protestveran-
staltungen waren nicht ohne Proble-
me. Die Teilnahme von Präsident Xi 
Jinping wurde in die generelle Verur-
teilung dieser Veranstaltung einbe-
zogen, ohne zu berücksichtigen, dass 
ein grundsätzlicher Unterschied zwi-
schen den Teilnehmern bestand. Es 
ist nicht zu akzeptieren, pauschal von 
den »umstrittensten Politikern der 
Welt« zu reden; oder zu schreiben, in 
der Elbphilharmonie hätten die »kri-
tikwürdigen Politiker den Saal als 
Schuldgruppe« betreten – auf dem 
dazugehörigen Foto war auch der chi-
nesische Staatspräsident prominent 
abgebildet. (…) Die VR China ist ein 
Land, das in der heutigen Welt eine 

wichtige Rolle als Friedensfaktor, für 
internationale Stabilität und Prospe-
rität spielt. (…) Die Weltsituation 
hat sich verändert. Die Bipolarität in 
der Welt hat sich nach den Konter-
revolutionen in zahlreichen Ländern 
aufgelöst. Die Multipolarität ist im 
Entstehen, hat sich aber noch nicht 
durchgesetzt. Der Imperialismus be-
treibt eine Politik der Globalisierung. 
Die chinesische Politik hat sich der 
ökonomischen Globalisierung ange-
schlossen, aber verweigert sich der 
Globalisierung auf politischem Ge-
biet. Das würde eine Alleinherrschaft 
des Imperialismus bedeuten. Der 
Imperialismus betreibt eine Einkrei-
sungspolitik gegen die VR China. Zu 
den verschiedensten Gelegenheiten 
wird von einem möglichen militä-
rischen Konflikt mit der VR China 
gesprochen. Auch die BRD hat kürz-
lich eine Vereinbarung mit Japan auf 
wehrtechnischem Gebiet getroffen. 
Wissen die Herrschaften überhaupt, 
worüber sie dabei reden?

Der Imperialismus kann nicht 
mehr machen, was er will. Ihm wer-
den Grenzen gesetzt. Über die G 7 
spricht schon kaum jemand, die G 20 
haben nach Hamburg viel von ihrem 
Glanz verloren. (…)

Der Frankfurter Verein 
»Zusammen e. V.« orga-
nisiert Begleitungen für 

den Gang zum Jobcenter, denn 
dessen Mitarbeiter gehen nicht 
immer korrekt mit den Leistungs-
berechtigten um. So auch im Fall 
von Herrn S., der aus Afghanistan 
stammt. Ihm sei man mit rassisti-
schen Äußerungen begegnet. Was 
war passiert? 

Herr S., der aus Afghanistan stammt 
und Mitglied unseres Vereins ist, be-
richtete uns in der vergangenen Woche 
bei unserer Beratungsrunde Folgendes: 
Seine drei Söhne, die über sechzehn 
Jahre alt sind, hatten eine Einladung 
vom Jugendjobcenter in Sachsenhau-
sen erhalten. Es ging darum, ob die Ju-
gendlichen eine Ausbildung haben oder 
vom Jobcenter in einen Job vermittelt 
werden, der dann erfahrungsgemäß oft 
sehr prekär ist. Herr S. hatte sich einen 
Übersetzer engagiert, weil die Mitarbei-
ter sich weigern, Englisch zu sprechen. 
Als sein erster Sohn dran war, passierte 
es: Der Sachbearbeiter blätterte gelang-
weilt in den Unterlagen und wiederholte 
immer wieder sinngemäß: »Ach ja, Af-
ghanen: Die kommen hierher, weil sie 
unser Geld haben wollen.« Das hörte 
sich der Übersetzer, auch ein langjähri-
ges Mitglied von Zusammen e. V., nicht 
lange an. Er wies den Mitarbeiter da-
rauf hin, dass er von den Steuern des 
Vaters als auch von seinen – also des 
Übersetzers – bezahlt würde. Zudem 
sei er nicht im Jobcenter angestellt, um 
seiner politischen Meinung Ausdruck 
zu verleihen, sondern um seine Arbeit 
zu machen. Er erklärte, dass die Antrag-
steller ein Recht auf Leistungen haben 
und nicht zum Betteln gekommen seien.

Konnte sich Herr S. am Gespräch 
beteiligen?

Ja. Die Debatte fand im offenen Bera-
tungsraum mit mehreren Schreibtischen 
statt. Herr S. versteht auch bereits etwas 
Deutsch. Also fragte der Vater der drei 
Söhne den Mitarbeiter laut und deut-
lich, so dass es jeder im Raum verste-
hen konnte, ob er denn wisse, warum 
Bundeswehr, deutsche Diplomaten und 
Unternehmer in seinem Heimatland Af-
ghanistan seien. Der antwortete nicht. 
Herr S. sagte ihm: »Diese Deutschen 
sind nicht dort, um zu arbeiten, so wie 
wir hier. Sie sind wegen unserer Reich-
tümer, unserer Rohstoffe dort, um sie 
auszubeuten, wegen des Geldes also.«

Wie reagierte der Mitarbeiter des 
Jobcenters darauf?

Herr S. hat uns berichtet, dass sich die 
Person entschuldigte. In unserer Be-
ratungsrunde diskutieren wir, wie auf 
derartiges Verhalten von Jobcenter-Mit-
arbeitern zu reagieren ist. Deshalb war 
auch der Dolmetscher gut vorbereitet. 
Er kennt solche Kommentare bereits, 
Sätze wie »Ach ja, die Afghanen: Sie 
wollen nur Steuergelder«. Er selbst hat 
einen minderjährigen unbegleiteten 
Flüchtling aufgenommen: Wenn es um 
Geld geht, habe er oft Entsprechendes 
zu hören bekommen. Er hat sich eine 
freundliche, sachliche, aber bestimmte 
Art zugelegt, damit umzugehen.

Warum war Herr S., gebürtiger 
Afghane und britischer Staats-
bürger, nach Deutschland gekom-
men?

Er kam, weil er in Frankfurt am Main 
Kontakte hatte. Er hatte zuvor etwa 
20  Jahre in London unter sehr prekä-
ren Verhältnissen gelebt. Nach seinen 
Erzählungen war es dort schlimmer als 
hier, wo er für eine Vollzeitstelle bei 
einer Gebäudereinigungsfirma etwas 
mehr als 1.200 Euro netto im Monat er-
hält. Er hat insgesamt sechs Kinder, sein 
Einkommen geht nahezu für die Miete 
drauf. Er hätte aufstocken müssen, hat 
aber bisher keinen Cent erhalten. Weder 
Kindergeld noch Wohngeld wurden ihm 
überwiesen. Er ist verschuldet, hat viel 
Stress. Als es ihm vor fünf Monaten 
gelungen war, seine Familie aus Afgha-
nistan nachzuholen, war er noch guter 
Dinge. Er dachte, es sei hier besser als 
in England. Aber heute sagte er, dass 
er in Deutschland zwei Welten kennen-
gelernt hat. In der einen sei man nett zu 
ihm, wenn man etwas von ihm will: Er 
erhält Dank für Arbeitsleistungen, Lob 
dafür, wenn er Tätigkeiten gut verrichtet 
hat. Sobald er aber etwas brauchte, sei 
er »in der anderen Welt« gelandet, wo 
man ihn unterbuttern will.

Was ist das Anliegen von Zusam-
men e. V.? 

Unsere Beratungsrunde ist ein profes-
sionelles Gespräch zum Umgang mit 
Ämtern. Das »Treffen für gegenseitige 
Hilfe« ist zum Austausch gedacht. Es 
geht dabei um solidarische Unterstüt-
zung, wie im Fall von Herrn S. und 
seinem Dolmetscher. Während der ver-
balen Auseinandersetzung sammelten 
sich viele Leute und hörten zu. Wir sind 
beeindruckt, wie sie sich behauptet ha-
ben. Die meisten trauen sich das nicht.
 Interview: Gitta Düperthal

»In Deutschland lernte er  
zwei Welten kennen«

Ohne Konsequenzen

Joachim Gauck

EU-Türkei-Beziehungen

Absahner des Tages 

Um das Funktionieren der 
Demokratie zu demons-
trieren, nehmen sich die 

Mainstreammedien regelmäßig einen 
Konzernmanager oder abgehalfterten 
Politiker vor, der es zu bunt treibt. 
Im aktuellen Spiegel hat es Joachim 
Gauck erwischt. Das Nachrichten-
magazin berichtet, der Altbundesprä-
sident nutze das für frühere Staats-
oberhäupter vorgesehene Budget voll 
aus. Für viel Geld habe er sich neun 
Büros im Bundestagsgebäude an der 
Berliner Dorotheenstraße umbauen 
lassen, beschäftige dort vier Mitar-
beiter für 385.000 Euro im Jahr. Er 
selbst beziehe weiter den »Ehren-
sold« von 250.000 per annum.

Das ist angemssen, der Mann hat 
Großes geleistet. Er hat seinem über-
ängstlichen Land so in den Hintern 
getreten, dass es notgedrungen auf 

die Weltbühne zurückkehrte, »um 
jenes Geflecht aus Normen, Freun-
den und Allianzen zukunftsfähig 
zu machen, das uns doch Frieden in 
Freiheit und Wohlstand in Demokra-
tie gebracht hat«.

Aber im Ernst: Natürlich hat der 
»Garnisonspfaffe« aus Rostock nie 
etwas anderes im Auge gehabt als 
die eigenen Interessen und die der 
herrschenden Klasse. Warum sollte 
er sich also anders benehmen als die 
anderen Gierlappen? So ließ er, wie 
Jürgen Roth in dieser Zeitung zum 
Abschied des »erstaunlichen Egoma-
nen« aus dem Amt urteilte, »kaum 
eine Gelegenheit aus, die Gedemütig-
ten und Überrollten als ›hysterisch‹ 
zu diskreditieren, ihre ›Zukunfts-
angst‹ als ›Leitkultur der Deutschen‹ 
(beziehungsweise ›Kultur des Ver-
drusses‹) lächerlich zu machen, (…) 
und die ›Frage‹ in den Raum zu stem-
men, ›ob Solidarität und Fürsorglich-
keit nicht auch dazu beitragen, uns 
erschlaffen zu lassen‹«.

Herausragend waren bei Gauck 
stets Eitelkeit und Verlogenheit. In-
sofern repräsentierte er das Land wie 
kein anderer. Roth schrieb: »Es wird 
einem schlecht, sobald er den Mund 
aufmacht.« Daher ist Ruhe oberstes 
Gebot. Nicht dass Gauck sich noch 
dazu äußert. Kristian Stemmler

Der lange Arm des türki-
schen Präsidenten Recep 
Tayyip Erdogan erreichte 

den Schriftsteller Dogan Akhanli 
am Samstag in dessen spanischem 
Urlaubsdomizil. Aufgrund eines 
auf türkisches Betreiben von In-
terpol verbreiteten Dringlichkeits-
vermerks, einer sogenannten Red 
Notice, wurde Akhanli in Haft ge-
nommen, aus der er unter Auflagen 
am Sonntag entlassen wurde. Die 
türkische Justiz wirft dem Schrift-
steller Mitgliedschaft in einer terro-
ristischen Vereinigung vor.

In den 1980er Jahren saß Akhanli 
wegen seiner damaligen Mitglied-
schaft in einer kommunistischen 
Organisation bereits jahrelang in 
türkischer Haft. 1991 floh er nach 
Deutschland und nahm später die 
deutsche Staatsbürgerschaft an. 
In seinen literarischen Werken 
befasst er sich unter anderem mit 
dem Genozid an den Armeniern, 
in seiner türkischen Heimat immer 
noch ein Tabuthema. 2010 wurde 
Akhanli bei einem Türkei-Besuch 
mehrere Monate in Untersuchungs-
haft genommen. Vom Vorwurf der 
Beteiligung an einem Raubmord 
im Jahr 1989 wurde er Ende 2011 
zwar aus Mangel an Beweisen frei-
gesprochen. Doch der Freispruch 
wurde 2013 wieder kassiert und ein 
internationaler Haftbefehl gegen 
Akhanli erlassen, den die spanische 
Justiz nun vollstreckt hat. Bun-
desaußenminister Sigmar Gabriel 
»bat« Madrid nun, auf eine Auslie-
ferung zu verzichten.

Erst vergangene Woche hatte 
Gabriel vollmundig behauptet, 
»wirtschaftlicher Druck« durch 
verschärfte Reisehinweise und 

Warnungen vor Investitionen in der 
Türkei habe Wirkung gezeigt. Zwar 
sitzen die deutschen Journalisten 
Deniz Yücel und Mesale Tolu sowie 
der Menschenrechtsaktivist Peter 
Steudtner weiterhin in türkischer 
Haft. Doch Ankara zog eine Terror-
liste mit 680 deutschen Unterneh-
men, darunter die Großkonzerne 
Daimler und BASF, zurück und 
garantierte damit wieder Investi-
tionssicherheit.

Die Bundesregierung ist aus 
wirtschaftlichen und geostrate-
gischen Gründen nicht bereit, 
die Zusammenarbeit mit den 
türkischen Sicherheitsbehörden 
zu beenden. Doch solange tür-
kische NATO-Flugzeuge über 
Deutschland den Luftkrieg üben, 
Verfassungsschutz und türkischer 
Geheimdienst gegen die kurdische 
Befreiungsbewegung und türkische 
Kommunisten kooperieren und 
Rheinmetall eine Panzerfabrik in 
der Türkei bauen darf, lässt sich 
kein ernsthafter Druck auf Ankara 
aufbauen.

»Verhaftung von Akhanli ist ein 
Skandal. Verhalten von Präsident 
Erdogan trägt inzwischen paranoide 
Züge. Brauchen klare europäische 
Antwort«, twitterte SPD-Chef und 
Kanzlerkandidat Martin Schulz. 
Doch der Schriftsteller wurde nicht 
von türkischen Behörden, sondern 
von der Polizei des EU-Staates 
Spanien verhaftet, obwohl jedes 
Land selbst entscheiden kann, wie 
es mit einer Red Notice verfährt. 
Die »klare europäische Antwort« an 
Erdogan lautet: Nur weiter so, denn 
es sind keine ernsthaften Konse-
quenzen zu befürchten, solange die 
Geschäfte florieren.

Nick Brauns

Will man etwas von Herrn S., ist man ihm gegenüber freundlich. 
Braucht er etwas, begegnet man ihm kühl. Gespräch mit Aitak Barani
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Ölriese aus Russland

Raffinerien und Pipelines: Rosneft plant Verdoppelung der Deutschland-Investitionen

Rosneft ist weiter auf Expansionskurs – trotz Rückschlägen treibt der staatliche Konzern 
seine Internationalisierung weiter voran. Von Jörg Kronauer

Der Exkanzler blieb hart. »Ich 
werde mich zur Wahl stellen, 
trotz aller Kritik, die ich für 

falsch halte«, teilte Gerhard Schrö-
der am Donnerstag mit. Gegenstand 
der Bekräftigung war seine für den 
29. September geplante Wahl in das 
Board of Directors (Sowjet Direkto-
row) des russischen Erdölkonzerns 
Rosneft; der »Rat der Direktoren« 
ist ein Gremium, das in etwa dem 
Aufsichtsrat deutscher Konzerne ent-
spricht. Transatlantische Hardliner 
hatten Schröder dafür aufs schärfste 
attackiert. Der SPD-Politiker sei zum 
»bezahlten Diener der Politik Putins« 
geworden, schäumte der Europaparla-
mentarier Reinhard Bütikofer (Bünd-
nis 90/Die Grünen). FAZ-Mitheraus-
geber Berthold Kohler sah Schröder 
ebenfalls »in Putins Diensten«, legte 
noch eins drauf und wetterte über 
einen »Schröder-Putin-Pakt«. Den 
Exkanzler ließ das kalt. Da meinten 
einige offenbar, »dass ihnen Russ-
land-Bashing im Wahlkampf hilft«, 
urteilte er vorgestern gegenüber der 
Schweizer Tageszeitung Blick. Sei’s 
drum, von derlei Getöse werde er sich 
ganz gewiss nicht umstimmen lassen.

Rosneft, der Konzern, dessen Ak-
tivitäten Schröder in Kürze wohl im 
Board of Directors begleiten wird, 
spielt für Russlands Politik seit Wla-
dimir Putins erster Amtszeit als Prä-
sident (2000 bis 2004) eine wichtige 
Rolle. 1993 gegründet, hatte das Un-
ternehmen unter Boris Jelzin zunächst 
eine nachrangige Stellung inne: Wäh-
rend Oligarchen wie Michail Chodor-
kowski (Yukos) durchstarten konnten, 
blieb die Staatsfirma Rosneft zurück 
und hielt im Jahr 2000 weniger als 
fünf Prozent am russischen Markt. Un-
ter Putin änderte sich die Lage. Der 
Neue im Kreml ging mit harten Band-
agen gegen eine Reihe von Oligarchen 
vor; die Ölfirmen derjenigen, die – wie 
Chodorkowski – den Kürzeren gegen 
ihn zogen, landeten letzten Endes auf 
die eine oder andere Weise im Besitz 
von Rosneft. Der Staatskonzern über-
nahm Yukos; 2012 kaufte er zudem 
TNK-BP, ein Joint Venture dreier wei-
terer Oligarchen mit British Petroleum 
(BP). Längst ist er der mächtigste rus-
sische Erdölproduzent und rangiert auf 
der Forbes-Liste der größten Öl- und 
Gasfirmen der Welt auf Rang sechs. 
Dabei steht das Unternehmen, das 
auch über die größten Ölvorräte welt-
weit verfügt, nach wie vor mehrheit-
lich unter staatlicher Kontrolle.

Die Übernahme von TNK-BP hat 
Rosneft allerdings eine wichtige Wei-
chenstellung gebracht: BP bekam 

zusätzlich zu einem Kaufpreis von 
12,5 Milliarden US-Dollar ein dickes 
Aktienpaket – und hält bis heute 19,75 
Prozent an dem russischen Konzern. 
Das ist für beide Seiten vorteilhaft: 
BP strebt nach Zugriff auf russische 
Öl- und Gasvorräte, während Ros-
neft bei Kooperationsprojekten auf 
modernste Technologie hoffen kann; 
entsprechend haben die zwei aktien-
mäßig verflochtenen Unternehmen in 
den vergangenen drei Jahren – Sank-
tionen hin, Sanktionen her – eine 
Reihe neuer Förder- und Lieferpro-
jekte auf den Weg gebracht. Zuletzt 
unterzeichneten sie am 2. Juni eine 
Vereinbarung zur strategischen Ko-
operation in der Erdgasbranche. Zwar 
kann sich Rosneft, das seinen Schwer-
punkt beim Erdöl hat, beim Gas nicht 
mit Gasprom messen, das bevorzugt 
mit deutschen Konzernen kooperiert; 
dennoch ist mit der Übereinkunft aus 
britischer Sicht immerhin ein Anfang 
gemacht. Mit der BP-Beteiligung an 
Rosneft übrigens hängt es zusammen, 
dass dem neunköpfigen Board auch 
BP-Chef Robert Dudley und der eins-
tige Chef von BP Brasilien Guillermo 
Quintero angehören.

Weniger günstig ist der Versuch 
von Rosneft-Chef Igor Setschin, ei-
nem alten Weggefährten Putins, ver-
laufen, auch die Kooperation mit 
dem US-Riesen Exxon-Mobil auszu-

bauen. Setschin hatte dazu im Jahr 
2011 zwei Deals mit dem damaligen 
Chef des US-Konzerns, Rex Tiller-
son, geschlossen, die gemeinsame 
Bohrungen im Schwarzen Meer und 
in der russischen Arktis vorsahen. 
Exxon-Mobil besaß dazu exklusi-
ves Knowhow. Noch heute sitzt der 
ehemalige Exxon-Mobil-Finanzchef 
Donald Humphreys im Rosneft-Auf-
sichtsrat. Allerdings sind die beiden 
Vorhaben an den Sanktionen geschei-
tert, auf die sich USA und EU im 
Sommer 2014 einigten; bereits sie-
ben Monate nach ihrer Verhängung 
klagte Exxon-Mobil über Verluste 
aus geplatzten Russland-Projekten in 
einer Höhe von rund einer Milliar-
de US-Dollar. Im April lehnte die 
Trump-Administration den Antrag 
des Konzerns auf eine Ausnahmege-
nehmigung für das Schwarzmeer-Vor-
haben endgültig ab; im Juli verhängte 
sie obendrein eine Millionenstrafe 
gegen Exxon-Mobil – wegen Sank-
tionsverstößen. Der Ölgigant kann 
die Großprojekte, auf die er große 
Hoffnungen gesetzt hatte, nun wohl 
endgültig vergessen.

Ganz ungeachtet dieses Misser-
folgs treibt Rosneft seine Internati-
onalisierung weiter voran. Im De-
zember hat der Konzern Anteile im 
Umfang von 19,5 Prozent an ein Joint 
Venture des Schweizer Rohstoffhänd-

lers Glencore und des Staatsfonds 
Qatar Investment Authority verkauft; 
entsprechend sind inzwischen mit 
Glencore-Chef Ivan Glasenberg und 
Faisal Alsuwaidi, einem Vertreter 
Katars, zwei weitere Nichtrussen im 
Rosneft-Aufsichtsrat präsent. Kon-
zernchef Setschin verhandelt außer-
dem über einen Einstieg von CEFC 
China Energy, einem der größten chi-
nesischen Privatunternehmen; dieser 
würde der Tatsache Rechnung tragen, 
dass Russland inzwischen Chinas 
größter Erdöllieferant noch vor Sau-
di-Arabien ist. Im Mai hat Rosneft 
darüber hinaus ein Kooperationsab-
kommen mit der italienischen ENI 
vereinbart. Und nicht zuletzt baut die 
Firma ihre Tätigkeit auch in Deutsch-
land aus (siehe Text unten). Zwar ist 
die deutsche Seite schon seit 2011 mit 
Matthias Warnig im Board of Direc-
tors vertreten; Warnig, ein ehemali-
ger Manager der Dresdner Bank, hat 
lange für das Nord-Stream-Pipeline-
konsortium gearbeitet und ist heute 
für Nord Stream II aktiv. Doch kann’s 
nicht schaden, wenn zusätzlich eine 
erfahrene Kraft dem in der Bundes-
republik expandierenden russischen 
Konzern ein wenig auf die Finger 
schaut. Ein klarer Fall für einen – 
nicht nur – russlanderfahrenen Politi-
ker mit herausragenden Beziehungen 
nach ganz oben: Gerhard Schröder.

Konzernchef Igor Setschin war 
persönlich angereist, als der 
russische Erdölriese Rosneft 

am 18. Mai in Berlin seine deutsche 
Niederlassung eröffnete. Rosneft 
hat sich in den vergangenen Jahren 
zu einem bedeutenden Faktor in der 
hiesigen Erdölbranche entwickelt. Das 
Unternehmen liefert rund 25 Prozent 
der gesamten deutschen Rohölimporte 
und ist auch in der Ölverarbeitung 
sehr aktiv. Es ist an drei der insgesamt 
zwölf großen Raffinerien beteiligt, die 
zur Zeit in Deutschland arbeiten; an 
der PCK-Raffinerie in Schwedt hält 

Rosneft inzwischen 54 Prozent, an 
Miro in Karlsruhe – der zweitgrößten 
im Land – 24 und an Bayernoil mit 
den Standorten Vohburg und Neustadt 
an der Donau 25 Prozent. Damit ist 
es in der Mineralölverarbeitung der 
Bundesrepublik bereits die Nummer 
drei – mit mehr als zwölf Prozent der 
deutschen Verarbeitungskapazitäten. 
Und die Stellung soll weiter ausgebaut 
werden, ganz im Sinn der Berliner 
Strategie, in Zusammenarbeit mit der 
Energiemacht Russland eine führende 
Position auf dem europäischen Öl- 
und Gasmarkt einzunehmen.

Setschin hat dazu am 18. Mai eine 
Verdoppelung der geplanten Deutsch-
land-Investitionen auf 600 Millionen 
Euro angekündigt. Unter anderem will 
Rosneft eine neue Pipeline bauen, die 
die alte, schon 1963 in Betrieb genom-
mene Druschba-Röhre weiterführt. 
Diese leitet russisches Erdöl über Bel-
arus und Polen in die Bundesrepublik. 
Schon seit je wird die PCK-Raffinerie 
über Druschba mit Öl versorgt; in 
Zukunft sollen nun die süddeutschen 
Produktionsstätten an den südlichen 
Druschba-Strang angeschlossen wer-
den. Das wäre folgenreich: Bislang 

hängen Miro und Bayernoil an der 
Transalpinen Pipeline (TAL), die seit 
den 1960er Jahren Rohöl aus dem nor-
ditalienischen Hafen Triest importiert. 
Dabei wird sie vor allem mit Rohöl 
aus Nordafrika gespeist. Die geplante 
Rosneft-Röhre würde den russischen 
Anteil an der gesamten bundesdeut-
schen Ölversorgung, der 2015 laut 
Angaben der Bundesagentur für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe (BGR) 
immerhin schon 35,7 Prozent betrug, 
langfristig wohl weiter erhöhen.
Darüber hinaus zieht die Rosneft 
Deutschland GmbH, die von dem Bri-

ten Brian Chesterman geleitet wird, 
einen Einstieg ins deutsche Tankstel-
lennetz in Betracht. Schon jetzt belie-
fere man deutsche Total-Tankstellen, 
berichtete Setschin am 18. Mai in 
Berlin; man denke mittlerweile darü-
ber nach, einen Teil des Total-Netzes 
zu übernehmen. Käme es dazu, dann 
könnte man in Deutschland künftig 
seinen Tank unter dem Rosneft-Logo 
befüllen. Dem russischen Ölkonzern 
würde damit ein symbolisch nicht un-
wichtiger Schritt zur Festigung seiner 
Stellung auf dem deutschen Markt 
gelingen. Jörg Kronauer

Caracas, 7. Oktober 2016: Rosneft-Chef Igor Setschin (l.) unterzeichnet ein Abkommen mit Venezuelas Ökonzern PVDSA in 
Anwesenheit von Präsident Nicolás Maduro (M.)
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Rosneft   
Auf allen 
 Kontinenten
Venezuela, Irak, Libyen, Ägypten, 

Indien: Rosneft betätigt sich 

zunehmend auch jenseits des 

europäischen Kontinents und 

berührt damit transatlantische 

Interessen. Zum Beispiel in Vene-

zuela. Dort hat der Konzern jüngst 

seinen Anteil am Förderprojekt 

Petromonagas zu einem Preis 

von 500 Millionen US-Dollar auf 

40 Prozent erhöht. Zudem hat 

er dem venezolanischen Erdöl-

konzern PDVSA Öllieferungen im 

Wert von rund sechs Milliarden 

Dollar vorab bezahlt; Beobachter 

stufen dies als einen De-fac-

to-Kredit an die in ernste Schwie-

rigkeiten geratene Firma und als 

Maßnahme zur Stabilisierung 

der Regierung Maduro ein. Berlin 

und Washington, die Maduro 

loswerden wollen, missfällt das 

natürlich.

Oder Irak. Schon vor Jahren 

war Necirvan Barsani, der Mi-

nisterpräsident der Autonomen 

Region Kurdistan, nach Berlin 

gereist, um dort die reichen Öl-

vorräte des Gebiets anzupreisen. 

Deutsche Konzerne kamen nicht 

recht in die Gänge. Jetzt hat Ros-

neft Nägel mit Köpfen gemacht 

und seit Februar mehrere För-

der- und Liefervereinbarungen 

mit Barsani geschlossen. Man 

wolle in der Region eine maß-

gebliche Rolle spielen, teilt die 

Firma selbstbewusst mit. Mit 

irakisch-kurdischem Öl will sie 

unter anderem ihre deutschen 

Raffinerien beliefern.

Auch in Nordafrika baut Ros-

neft seine Aktivitäten aus. Im 

Februar hat es mit Libyens Nati-

onal Oil Corporation (NOC) eine 

erste Kooperationsvereinbarung 

getroffen, die künftig ausgewei-

tet werden soll. Moskau setzt im 

libyschen Bürgerkrieg auf General 

Khalifa Haftar, die maßgebliche 

nicht-islamistische Kraft. In 

Ägypten ist Rosneft in die Förde-

rung aus einem Erdgasfeld vor 

der Küste eingestiegen; auch dort 

wird das stärkere Engagement 

des Konzerns vom Westen mit 

Skepsis beobachtet: Das Verhält-

nis von EU und NATO zu Präsi-

dent Abdel Fattah Al-Sisi gilt als 

durchaus kompliziert.

In Indien schließlich kaufte 

Rosneft der Essar Group für 

schlappe 12,9 Milliarden US-Dol-

lar die zweitgrößte private Raffi-

nerie des Landes ab. Die Vadinar 

Raffinerie galt bislang als Essars 

Kronjuwel; jetzt ermöglicht sie 

dem russischen Unternehmen 

einen kraftvollen Auftritt auf dem 

riesigen indischen Markt. (jk)


